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MWSTG-TEILREVISION 

PER 01.01.2025 UND IHR EINFLUSS 

AUF DIE GESUNDHEITSBRANCHE

Daniel Linggi (Truvag AG)

Die per 1. Januar 2025 in Kraft getrete-
ne Mehrwertsteuergesetz-Teilrevision hat 
auch Änderungen in der Gesundheitsbran-
che mit sich gebracht. Hier wurden neue 
MWST-Ausnahmen definiert sowie Modifi-
kationen im Bereich der Saldosteuersatz-
methode verabschiedet. Welche Auswir-
kungen sich daraus für die Praxis ergeben, 
soll im Folgenden erläutert werden.

1. MWST und Gesundheitswesen – allge-
meine Grundsätze
1.1. Definition der Heilbehandlung
Heilbehandlungen sind von der Mehrwert-
steuer (MWST) ausgenommen. Als Heilbe-
handlungen im mehrwertsteuerrechtlichen 
Sinne gelten die Feststellung und Behand-
lung von Krankheiten, Verletzungen und 
anderen Störungen der körperlichen und 
seelischen Gesundheit des Menschen sowie 
Tätigkeiten, die der Vorbeugung von Krank-
heiten und Gesundheitsstörungen des Men-
schen dienen.

Den Heilbehandlungen gleichgestellt sind:
• besondere Leistungen bei Mutterschaft, 

wie Kontrolluntersuchungen, Geburtsvor-
bereitung oder Stillberatung.

• Untersuchungen, Beratungen und Behand-
lungen, die mit künstlicher Befruchtung, 
Empfängnisverhütung oder Schwanger-
schaftsabbruch im Zusammenhang stehen.

• Lieferungen und Dienstleistungen eines/ei-
ner Ärzt*in oder eines/einer Zahnärzt*in für 

die Erstellung eines medizinischen Berichts 
oder Gutachtens zur Abklärung sozialversi-
cherungsrechtlicher Ansprüche.

Persönlich erbrachte Behandlungen von 
Ärzt*innen oder Zahnärzt*innen, die mit-
tels TARMED abgerechnet werden, gelten 
grundsätzlich immer als von der Mehrwert-
steuer ausgenommene Heilbehandlungen, 
soweit die beiden folgenden Bedingungen 
kumulativ erfüllt sind:
• Die Tätigkeit muss von einem/einer 

Leistungserbringer*in ausgeführt werden, 
die in Art. 21 Abs. 2 Ziff. 3 Mehrwertsteu-
ergesetz (MWSTG) bzw. in Art. 35 Abs. 2  
Mehrwertsteuerverordnung (MWSTV) 
genannt ist. In diesen Gesetzesartikeln 
sind die entsprechenden medizinischen 
Berufe, von Dentalhygieniker*innen über 
Hebammen, Psychotherapeut*innen, 
Podolog*innen, Physiotherapeut*innen bis 
hin zu Zahnprothetiker*innen, explizit auf-
geführt. Ist eine Berufsgattung in diesen 
Gesetzesartikeln nicht explizit erwähnt, 
gelten die von ihr angebotenen Leistun-
gen nicht als von der Mehrwertsteuer aus-
genommene Heilbehandlung.

• Der/die Leistungserbringer*in muss über 
eine kantonale Berufsausübungsbewilli-
gung verfügen, um den Heilberuf bzw. die 
damit verbundenen Heilbehandlungen auf 
dem kantonalen Hoheitsgebiet ausüben 
zu dürfen. Eine kantonale Bescheinigung, 
dass ein Beruf ohne Bewilligung ausgeübt 
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werden kann, reicht für die MWST-Aus-
nahme nicht aus. Es ist für die Belange der 
MWST unerheblich, ob eine Behandlung 
von einer Versicherungsgesellschaft (Kran-
kenkasse, IV etc.) übernommen wird. Bei 
Kapitalgesellschaften (AG oder GmbH), 
Ambulatorien oder Gemeinschaftspraxen 
ist eine kantonale Praxis- oder Institutsbe-
willigung bzw. bei Spitälern ein Eintrag auf 
der kantonalen Spitalliste erforderlich.

Bei Leistungen, die nicht in TARMED enthal-
ten sind bzw. nicht über TARMED, sondern 
über einen anderen Tarif abgerechnet wer-
den, ist im Einzelfall zu prüfen, ob die Vo-
raussetzungen für eine von der MWST ausge-
nommene Heilbehandlung erfüllt sind.

1.2. Leistungen, die nicht als Heilbehand-
lungen gelten
Demgegenüber stehen Leistungen, die im 
mehrwertsteuerrechtlichen Sinne nicht als 
Heilbehandlungen gelten. Diese Leistungen 
sind grundsätzlich mehrwertsteuerpflichtig. 
Solche Leistungen sind namentlich:
• Untersuchungen, Beratungen und Behand-

lungen, die lediglich zur Hebung des Wohl-
befindens oder der Leistungsfähigkeit die-
nen oder bloss aus ästhetischen Gründen 
vorgenommen werden. Solche Leistungen 
sind aber trotzdem von der MWST ausge-
nommen, wenn sie von Ärzt*innen oder 
Zahnärzt*innen mit einer inländischen Be-
rufsausübungsbewilligung persönlich er-
bracht werden.

• die zur Erstellung eines Gutachtens vor-
genommenen Untersuchungen, die nicht 
mit einer konkreten Behandlung der un-
tersuchten Person im Zusammenhang ste-
hen, ausser in Fällen gemäss vorheriger 
Ziff. 1.1.

• die Abgabe von Medikamenten oder von 
medizinischen Hilfsmitteln, die die Person 
selbstständig zu Hause einnehmen bzw. 
anwenden kann (ausserhalb der eigent-
lichen Heilbehandlung bei Ärzt*in bzw. 
Zahnärzt*in). Ebenfalls nicht als Heilbe-
handlung gilt die Abgabe von Medika-
menten oder medizinischen Hilfsmitteln, 
die bei Hausbesuchen oder Besuchen in 
Alters-, Wohn- und Pflegeheimen abgege-
ben werden.

• die Abgabe von selbst hergestellten oder 
zugekauften Prothesen und orthopädi-
schen Apparaten, auch wenn diese im 
Rahmen eine Heilbehandlung erfolgt; als 
Prothese gilt ein Körperersatz, der ohne 
operativen Eingriff vom Körper entfernt 
und wieder eingesetzt oder angebracht 
werden kann.

• die Abgabe von selbst hergestellten oder 
zugekauften kieferorthopädischen Appa-
raten (z. B. Zahnspangen) und abnehmba-
ren Prothesen (z. B. Zahnprothesen), selbst 
wenn die Abgabe während einer Heilbe-
handlung erfolgt. Bei den kieferorthopädi-
schen Apparaten (z. B. Zahnspangen) gilt 
als steuerbares Entgelt der Wert der ab-
nehmbaren Apparaturen, der Bänder und 
der auf die Zähne aufgeklebten Brackets.
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Werden mit Leistungen, die nicht von der 
MWST ausgenommen sind, jährlich mehr als 
100 000 CHF Umsatz generiert, muss eine 
obligatorische Anmeldung für Zwecke der 
MWST bei der Eidgenössischen Steuerver-
waltung, Bern, vorgenommen werden.

2. Mehrwertsteuergesetz-Teilrevision Ge-
sundheitswesen
Die per 1. Januar 2025 in Kraft getretene 
Teilrevision des Mehrwertsteuergesetzes hat 
auch Änderungen in der Gesundheitsbran-
che ergeben. Die wichtigsten Auswirkungen 
für die Praxis sollen im Folgenden aufgezeigt 
werden.

2.1 Wegfall Mischbranche «Arztpraxen» 
Saldosteuersatz
Branchen, in denen üblicherweise mehrere 
Tätigkeiten ausgeübt werden, die für sich 
allein betrachtet mit unterschiedlichen Sal-
dosteuersätzen abzurechnen wären, konnten 
bisher die aufgeführten Nebentätigkeiten 
zum bewilligten Saldosteuersatz abrechnen, 
sofern die Umsätze aus Nebentätigkeiten 
nicht mehr als 50 % des steuerbaren Gesamt-
umsatzes betrugen.

Seit dem 1. Januar 2025 ist für jede Tätig-
keit, deren Anteil am steuerbaren Gesamt-
umsatz mehr als 10 % beträgt, nach dem 
jeweiligen Saldosteuersatz abzurechnen. Die 
Höhe der anwendbaren Saldosteuersätze ist 
von der ESTV in der «Verordnung über die 
Höhe der Saldosteuersätze nach Branchen 
und Tätigkeit» definiert.

Nach der Saldosteuersatzmethode abrech-
nende Arztpraxen qualifizierten bislang als 
Mischbranche und sind entsprechend von 
deren Abschaffung direkt betroffen. Bis zum 
31. Dezember 2024 konnten Arztpraxen auch 
für die Nebentätigkeit «Lieferung von Ge-
genständen, die zum Normalsatz steuerbar 
sind» – wie beispielsweise der Verkauf von 

Verbandsmaterial, medizinischen Hilfsmitteln 
oder abnehmbaren Prothesen – den Saldo-
steuersatz von 0.6 % anwenden, sofern die 
Umsätze dieser Tätigkeit nicht höher als 50 % 
des steuerbaren Gesamtumsatzes betrugen. 
Neu liegt die Grenze bei 10 % des steuerba-
ren Gesamtumsatzes. Sofern die Leistungen 
diese Grenze überschreiten, ist ein zusätzli-
cher Saldosteuersatz von 2.1 % anzuwenden. 
Diesen Arztpraxen empfiehlt es sich, die an-
gewandten Saldosteuersätze auf deren Rich-
tigkeit zu überprüfen.

2.2 Erweiterungen MWST-Ausnahmen
Im Gesundheitswesen sind per 1. Januar 
2025 zusätzliche Leistungen definiert wor-
den, welche neu von der MWST ausgenom-
men sind. Die neuen Ausnahmen beinhalten 
die folgenden Leistungen:
• Management-Care-Leistungen im Sinne 

der koordinierten Versorgung bei Heil-
behandlungen (Art. 21 Abs. 2 Ziff. 3bis 
MWSTG)

• Das Zurverfügungstellen von Infrastruktur-
leistungen an Belegärzt*innen in Ambula-
torien und Tageskliniken (Art. 21 Abs. 2 
Ziff. 2 MWSTG)

• Die zu Hause erbrachten Leistungen aller 
Spitex-Organisationen (Art. 21 Abs. 2 Ziff. 8  
MWSTG). Entsprechend profitieren neu 
auch gewinnorientierte Spitex-Organisati-
onen seit dem 1. Januar 2025 von dieser 
MWST-Ausnahme. Bis zum 31. Dezember 
2024 waren nur die Leistungen der ge-
meinnützigen Spitex-Organisationen von 
der MWST ausgenommen. Von dieser 
MWST-Ausnahme ausgeschlossen sind 
Leistungsanbieter, die ausschliesslich Leis-
tungen im Bereich der Haushaltshilfe an-
bieten.
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3. Praxisgemeinschaften / Recht Infrastruk-
turnutzung
Dienstleistungen von Gemeinschaften, deren 
Mitglieder als Angehörige eines Heil- und 
Pflegeberufes gelten, sind von der MWST 
ausgenommen, soweit diese Dienstleistun-
gen anteilsmässig zu Selbstkosten an die Mit-
glieder für die unmittelbare Ausübung ihrer 
Tätigkeiten erbracht werden.

Als Gemeinschaft, die von der MWST-Aus-
nahme profitieren kann, gilt ein Zusammen-
schluss von Personen, die eine selbstständige 
Erwerbstätigkeit im Bereich der Heil- und 
Pflegeberufe ausüben, mit dem Ziel der Nut-
zung von Synergien (z. B. gemeinsames Se-
kretariat, gemeinsame medizinische Geräte).
Damit eine solche Praxisgemeinschaft vor-
liegt, müssen gemäss Publikation der ESTV 
(MBI 21, Ziff. 2.2.1) folgende Punkte kumu-
lativ erfüllt sein:
• Bei der Gemeinschaft handelt es sich um 

eine einfache Gesellschaft im Sinne von 
Art. 530 ff. OR.

• Die Gemeinschaft ist ausschliesslich zum 
Zwecke der Beschaffung der erforderli-
chen Infrastruktur (z. B. medizinische Ge-
räte, Praxisräumlichkeiten oder Personal) 
sowie des damit verbundenen Betriebes 
gebildet worden.

• Die Gesellschafter der einfachen Gesell-
schaft sind grundsätzlich natürliche Per-
sonen. Wenn der einzige Unterschied zur 
selbstständig erwerbenden natürlichen 
Person in der Rechtsform besteht, werden 

im Sinne einer Ausnahme auch juristische 
Personen und Personengesellschaften zu-
gelassen (z. B. wenn eine Ärztin eine AG 
betreibt und lediglich eine Medizinische 
Praxisassistentin beschäftigt). Nicht zuge-
lassen sind hingegen Gesundheitszentren, 
Gemeinschaftspraxen, Tageskliniken und 
dergleichen.

• Die anfallenden Kosten werden den ein-
zelnen Gesellschaftern anteilsmässig zu 
Selbstkosten (ohne Gewinnzuschlag) be-
lastet.

• Dritten gegenüber werden durch die Ge-
meinschaft weder Dienstleistungen er-
bracht noch Gegenstände geliefert.

Beispiel: Ein Arzt und eine Ärztin gründen 
vertraglich eine einfache Gesellschaft, er-
werben zu je 50 % die Infrastruktur (Mobi-
liar, Labormaterial) und mieten gemeinsam 
die Praxisräume. Die einfache Gesellschaft 
ist Arbeitgeberin des Personals (Medizini-
sche Assistent*innen und Reinigungsper-
sonal). Die einfache Gesellschaft stellt den 
Gesellschaftern (Arzt und Ärztin) die Kosten 
für die Infrastruktur, das Personal und die 
Räumlichkeiten zum Selbstkostenpreis in 
Rechnung. Die einfache Gesellschaft wur-
de zum Zweck der Beschaffung und des 
Betriebs der Infrastruktur gegründet; sie 
erbringt keine Leistungen an Dritte. Ent-
sprechend sind die den Gesellschaftern in 
Rechnung gestellten Kosten von der MWST 
ausgenommen.
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Folgende Leistungen einer Praxisgemein-
schaft unterliegen hingegen grundsätzlich 
der MWST, sofern die Praxisgemeinschaft 
mit diesen Leistungen mehr als 100 000 CHF 
Umsätze pro Jahr generiert:
• Lieferung von Medikamenten und medizi-

nischen Hilfsmitteln an die einzelnen Ge-
sellschafter

• Lieferung von abnehmbaren und fest ein-
gesetzten Prothesen, die die Gemeinschaft 
selbst hergestellt oder zugekauft hat, an 
die einzelnen Gesellschafter

• Sterilisationsarbeiten
• Führen der Buchhaltung für einzelne Ge-

sellschafter
• Ausfüllen der Steuererklärung für einzelne 

Gesellschafter

Nicht als Praxisgemeinschaften gelten Pra-
xisgesellschaften in Form von juristischen 
Personen (z. B. Aktiengesellschaften) und 
Personengesellschaften (Kollektiv- und Kom-
manditgesellschaften). Sämtliche durch die 
Gesellschaft an die Teilhaber erbrachten 
Leistungen sind zum massgebenden Steuer-
satz mehrwertsteuerpflichtig, sofern sie nicht 
aufgrund einer anderen Bestimmung gemäss 
Art. 21 Abs. 2 MWSTG von der MWST ausge-
nommen sind.

Eine wichtige Unterscheidung zur Praxis-
gemeinschaft sind direkte Leistungen zwi-
schen den Gesellschaftern. Leistungen, die 
ein Gesellschafter der Gemeinschaft im eige-
nen Namen an einen anderen Gesellschafter 
erbringt und diesem in Rechnung stellt, sind 
mehrwertsteuerpflichtig, ausser es handelt 
sich um Leistungen, die gemäss Art. 21 Abs. 2  
MWSTG von der Steuer ausgenommen sind 
(z. B. Heilbehandlungen).

Beispiel: Eine Zahnärztin, die Inhaberin 
ihrer Zahnarztpraxis und Arbeitgeberin des 
Personals ist, hat einen Zusammenarbeits-
vertrag mit einer selbstständigen Dentalhy-

gienikerin abgeschlossen. Diese zahlt einen 
Prozentsatz ihres Umsatzes für die Miete, die 
einen Raum mit Einrichtung, deren Unterhalt, 
die Bereitstellung von Material (Verbrauchs-
material) sowie administrative Leistungen 
(Fakturierung und Führen des Terminkalen-
ders) umfasst. Sofern die Zahnärztin und die 
Dentalhygienikerin nicht Gesellschafterinnen 
sind und die Infrastruktur nicht gemeinsam 
erworben haben, sind die an die Zahnärztin 
bezahlten Beträge grundsätzlich mehrwert-
steuerpflichtig.
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